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Kern: Kretschmann soll sich entschuldigen und die Problemanzeigen des
Philologenverbands ernst nehmen

Die Bildungspolitik der ehemaligen grün-roten Landesregierung von Ministerpräsident Kretschmann hat
ein sehr gut aufgestelltes Bildungswesen in erhebliche Unruhe versetzt.

Zur Reaktion des Ministerpräsidenten auf die Kritik des Philologenverbands an der Gemeinschaftsschule
sagte der bildungspolitische Sprecher, Dr. Timm Kern:

„Es ist erschreckend, wie abgehoben der grüne Ministerpräsident über schwerwiegende
Problemanzeigen von Fachleuten hinweggeht. Wenn der Philologenverband als Vertretung der an
Gemeinschaftsschulen tätigen Gymnasiallehrer angibt, dass gerade die schwächsten Schülerinnen und
Schüler an den Gemeinschaftsschulen überfordert seien, sollte man dies nicht abtun als Äußerungen
‚unzufriedener Gymnasiallehrer, die lieber am Gymnasium wären und jetzt da ein bisschen
rumkritisieren.‘ Der Ministerpräsident trägt die Gesamtverantwortung für die Politik der Landesregierung
seit dem Jahr 2011. In diese Verantwortung fallen bildungspolitische Maßnahmen wie die Abschaffung
der verbindlichen Grundschulempfehlung oder die Einführung der Gemeinschaftsschule mit einer
erheblichen Privilegierung gegenüber den anderen weiterführenden Schularten. Durch diese
Bildungspolitik der ehemaligen grün-roten Landesregierung wurde ein sehr gut aufgestelltes
Bildungswesen in erhebliche Unruhe versetzt, und erstklassig arbeitende Schularten wie die Realschulen
oder die Haupt-/Werkrealschulen wurden in große Schwierigkeiten gebracht. Auch der dramatische
Abstieg der baden-württembergischen Schülerleistungen im bundesweiten Vergleich fällt in die Amtszeit
von Ministerpräsident Winfried Kretschmann. Es wäre deshalb nicht nur angebracht, wenn er sich für
seine Äußerungen gegenüber den Gymnasiallehrern an den Gemeinschaftsschulen entschuldigt,
sondern den Problemanzeigen des Philologenverbands gewissenhaft nachgeht. Die FDP/DVP Fraktion
wird jedenfalls darüber wachen, dass die Landesregierung ihrer Verantwortung für alle Lehrerinnen und
Lehrer sowie alle Schülerinnen und Schüler nachkommt. Wenn die Landesregierung hierbei versagt,
bedarf es aus unser Sicht zwingend einer Untersuchung von unabhängiger Seite, wie es der
Philologenverband fordert.“


